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Verkündet

am 260 November 1959
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Beklagten und Revisionsklägerin,

g e g e n

o v 0 ° 0 o 0 o o 0 o o . o l . . 0 o . 0 . &

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 7° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 26. November 1959, an

der mitgeWirkt haben

Senatspräsident Dr° B e r n d t'

als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr" S c h m e i 8 e r und

Bundesrichter Dro K l ä B

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter B o g a t z und
Bundessozialrichter Dr„ L e d e r e r

als ehrenamtliche Beisitzer,

' für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil

des Bayerischen Landessozialgerichts vom 23“ März

1956 aufgehobeno

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückver—

wieseno

‘ V o n R e c h ts w e g e n „

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


G„r_ii„a_.é_.e_

Der Kläger war seit 1940 bis zum 27, Dezember 1952 als Fach—

arbeiter bei der K:::■:iüjf53-Fabrik F:;1;jjf (Bayerischer

Wald) beschäftigt° Danach war er längere Zeit arbeitsunfähig

erkrankt° Auf spätere Arbeitslosmeldung hin gewährte ihm das

Arbeitsamt Arbeitslosenunterstützung (Alu) für 156 Tage,
Seinen Antrag, ihm wegen der langfristigen Beschäftigungs—

zeiten eine längere Unterstützungsdauer zu bewilligen, lehn-

te es mit Bescheid vom 1° Februar 1954 ab, weil er "das Be—

schäftigungsverhältnis, das die Anwartschaft ausgelöst hat,
in der Zeit vom 18, September 1952 bis 20° September 1952

durch Streik unterbrochen" habeq

Der Kläger hatte — wie die Mehrheit der Belegschaft — am

Mittwoch, dem 17° September 1952, um 13 Uhr die Arbeit im

Betrieb eingestellt, Anlaß zu diesem Verhalten war, daß der

Betriebsratsvorsitzende fristlos entlassen worden war, weil

er zum Lohnstreik auffordernde Flugblätter verteilt hatte,

obwohl die Tarifpartner in Lohnverhandlungen standen und

übereingekommen waren, während dieser Zeit von Kampfmaßnah—

men abzusehen° Noch an demselben Tage hatte der Arbeitgeber

die Arbeitnehmer durch Aushänge an den Fabriktoren aufge-
fordert, die Arbeit am 190 September zur gewohnten Stunde

wiederaufzunehmen; anderenfalls gelte das Arbeitsverhältnis

mit sofortiger Wirkung als aufgelöst°

Auch in anderen Glasfabriken des Bezirks wurde gleichzeitig

gestreikt° Nach vorausgegangenen Besprechungen und Verhand—.

lungen, deren Beteiligte nicht näher bezeichnet sind, be—

schloß am Freitag, dem 19° September, eine Versammlung der

Streikenden, über die Fortsetzung des Streiks am Samstag,

dem 20° September, abzustimmen° An diesem Tage entschied

sich die Belegschaft des Betriebs für die Beendigung des Aus—

standes° Am Montag, dem 22° September, wurde die Arbeit mit

Billigung des Arbeitgebers wiederaufgenommenn Bei der Kran—
kenkasse war der Kläger, wie offenbar die anderen Arbeit—

...5-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


t1„

....3-

nehmer auch, nicht abgemeldet werden„ Die Gewerkschaft hat—

te den Streik für legal erklärt und den Streikenden für zwei

Tage eine sogenannte "Notlageunterstützung" gewährt°

Der Widerspruch des Klägers gegen den Bescheid der Beklag—

ten vom 1° Februar 1954 wurde durch Widerspruchsbescheid

vom 4, Mai 1954 zurückgewieseno Seine Klage hiergegen wurde

durch Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 240 Februar

1955 abgewiesen, Das versicherungspflichtige Beschäftigungs—

verhältnis sei durch seine Teilnahme an dem gegen den Ar—

beitgeber gerichteten Proteststreik unterbrochen gewesen°

Unmaßgeblich bleibe, ob die Unterbrechung längere Zeit oder

wie vorliegend nur einige Tage gedauert habe° Die Bereit—

schaft der Arbeitnehmer zur tatsächlichen Arbeitsleistung

und die Verfügungsmacht des Arbeitgebers seien jedenfalls

mit Streikbegihn erloschen°

Auf die Berufung des Klägers hin hob das BayerisChe Landes—

sozialgericht durch Urteil vom 25, März 1956 das Urteil des
Sozialgerichts Landshut auf und änderte den Bescheid vom

10 Februar 1954 und den Widerspruchsbescheid vom 4„ Mai 1954

dahin ab, daß demKläger die Alu auf die Dauer von 52 Wochen
zu gewähren sei° In Anlehnung an die Rechtsprechung des

Reichsversicherungsamts (RVAQ), das bei der Frage, ob ein
versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis durch

Fernbleiben von der Arbeit unterbrochen wird, immer auf

die Umstände des einzelnen Falles abgestellt und dabei stets

angestrebt habe, diesen Zeitpunkt nicht zu eng zu begren—

zen, um dem Versicherten den Versicherungsschutz für die

Zeit einer solchen Unterbrechung möglichst lange zu erhal—

ten, sei der Senat hier zu der Auffassung gelangt, daß das

Arbeitsverhältnis des Klägers durch dessen Teilnahme am
Streik nicht in einem Grade gelitten habe, der zur Unter—

brechung des versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhält—

nisses führte° Es habe sich nämlich um einen spontan ausge—
lösten Sympathie— und Proteststreik gehandelt, der sich nur
mittelbar gegen den Arbeitgeber richtete, da er mit der For—
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derung besserer Arbeitsbedingungen nicht verbunden gewesen

sei und die anderweit schwebenden Lohnverhandlungen nicht

beeinträchtigteo Die Angelegenheit sei sogleich zum Gegen—

stand von Verhandlungen mit dem Erfolg gemacht worden, daß

sie binnen drei Tagen bereinigt wurde“ Aus der Ankündigung

des Arbeitgebers, daß das Arbeitsverhältnis der streikenden

Arbeitnehmer bei Nichtwiederaufnahme der Arbeit am Freitag,

dem 19° September 1952, als mit sofortiger Wirkung gelöst

gelte, könne der Arbeitsvertrag mit dem Kläger nicht bereits

als aufgehoben angesehen werden, weil noch zuvor Verhandlun—

gen wegen der Wiederaufnahme der Arbeit eingeleitet worden

wären° Eine ernsthafte Störung der tatsächlichen Beziehungen

zwischen Kläger und Arbeitgeber sei umso weniger anzunehmen,

als ersterer ein alter Stammarbeiter des Unternehmens und zu—

letzt im Betrieb von 1940 bis 1952 tätig gewesen sei° Insbe—

sondere aber müsse zugunsten des Klägers berücksichtigt wer—

den, daß die Teilnahme an jenem kurzen Streik sein Verhältnis

zum Versicherungsträger nicht berührt habe, weil die Beiträge

zur Sozial— und Arbeitslosenversicherung ohne Unterbrechung

abgeführt wurden und er seitens des Arbeitgebers nicht abge—

meldet worden sei°

Revision wurde zugelassen,

Die Beklagte legte gegen das am 15. Juni 1956 zugestellte Ur—

teil am 29° Juni 1956 Revision ein und beantragte, das ange—

fochtene Urteil aufzuheben sowie die Berufung des Klägers

gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 24, Februar

1955 zurückzuweisen° Sie begründete die Revision am 5, August

1956 und machte geltend, das Berufungsgericht habe die Voraus—

setzungen für die Gewährung einer verlängerten Be2ugsdauer der

Alu nach 5 99 Abs, 1 Satz 3 des Gesetzes über Arbeitsvermitt—
lung und Arbeitslosenversicherung —AVAVG— (a.Fo), insbeson—

dere den Begriff der ununterbrochenen Béschäftigung, verkannt°

Grundsätzlich sei bereits durch das Urteil des Bundessozial—

gerichts (BSGo) vom 30° August 1955 entschieden, daß das ver—
sicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnis durch einen

Streik unterbrochen werde, wenn dessen Dauer zu Beginn nicht
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absehbarsei° Offen geblieben sei nur die Frage, ob ein von

vornherein zeitlich übersehbarer Streik, z‚B° ein kurzfri—

stiger Sympathiestreik, ebenfalls zu einer Unterbrechung

führe° Im vorliegenden Fall handelte es sich indessen nicht

um einen Sympathie— oder Demonstrationestreik, sondern um

einen echten wirtschaftlichen Streik, mit dem eine betrieb—

liche Maßnahme, nämlich die Wiedereinstellung des entlasse—

nen Betriebsrats durch den Betriebsinhaber, erzwungen werden

sollte; die Kampfmaßnahme habe sich also unmittelbar gegen

den Arbeitgeber gerichtet° Unerheblich bleibe, daß sich die—

ser Streik dann nur über drei Tage erstreckte; denn es komme

nicht auf die objektive Dauer des Streiks, sondern auf den Wil—

len der Streikenden an, die Arbeit bis zur Erreichung des

Streikzieles nicht wiederaufzunehmen, sich mithin auf nicht

voraussehbare Zeit der Verfügungsmacht des Arbeitgebers zu

entziehen° Außer der Unterbrechung durch die Streikbeteili-

gung des Klägers vom 17° bis zum 20° September 1952 sei des—

sen Beschäftigungsverhältnis aber auch durch die im Wege des

Aushangs bekanntgemachte fristlose Kündigung beendet worden,

nachdem er seine Arbeit zum 19, September 1952 nicht wieder-

aufgenommen habe° Rechtlich ohne Bedeutung bleibe, daß der

Kläger seitens des Arbeitgebers förmlich nicht von der Be—

triebskrankenkasse abgemeldet gewesen sei°

Der Kläger beantragte, die Revision zurückzuweisen° Seiner

Meinung nach handelte es sich nicht um einen wirtschaftli—

chen, sondern um einen echten Demonstrationsstreik° Unab—

hängig davon könne aber allein dessen Dauer für die Beurtei—

lung maßgebend sein, ob hier die versicherungspflichtige Be—

schäftigung unterbrochen werden sei° Mit dem Berufungsgericht

müsse eine Unterbrechung durch die drei Streiktage verneint

werden, weil die Vertreter der Arbeitgeber— und Arbeitnehmer—

seite in der Zwischenzeit miteinander verhandelt hätten und

in Verbindung geblieben seien° Hierdurch wäre auch die Ankün—

digung der Betriebsleitung über die fristlose Entlassung

nichtarbeitsbereiter Arbeitnehmer hinfällig geworden° Ferner

seien vom Arbeitgeber die Beiträge zur Sozial— und Arbeits-
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losenversicherung ohne Unterbrechung abgeführt und von der

Betriebskrankenkasse entgegengenommen werden° Letztere habe

dadurch für die Beklagte anerkannt, daß das versicherungs—

pflichtige Beschäftigungsverhältnis des“Klägers ununterbro—

chen fortbestand° Im übrigen habe sich aber auch bereits ein

Gewohnheitsrecht, zumindesten eine Verkehrsanschauung, nach

dem Erlaß des Präsidenten der Beklagten vom 26. Mai 1954 da—

hingehend entwickelt, daß bei kurzfristigem Streik bis zu

sieben Tagen die Verfügungsmacht des Arbeitgebers fortdau—

ere° Diese Auffassung allein entspreche zudem dem Schutzgedanb

ken des Sozialversicherungsrechtes°

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Beteiligten wird

auf deren Schriftsätze Bezug genommene ’

Die Revision, die vom Landessozialgericht (LSG„) nach 5 162

Abs„ 1 Nr„ 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zugelassen

wurde, ist statthaft° Sie ist form— und fristgerecht einge—

legt sowie begründet worden (@ 164 SGG) und deshalb zulässig„

Bei einer zulässigen Revision ist vor der sachlich—recht-

lichen Würdigung des Streites von Amts wegen zu prüfen, ob

die allgemeinen Prozeßvoraussetzungen, soweit sie unverzicht—

bar sind; die besonderen Voraussetzungen des vorausgegange—

nen Berufungsverfahrens sowie die Voraussetzungen für eine

entscheidende Tätigkeit des Revisionsgerichts erfüllt sind

(BSG„ 2 So 222 fie; 3 8° 124 ff„; 4 S„70■fmnd 281 ff„)„ Zu

den Prozeßvoraussetzungen des Berufungsverfahrens gehört die

Zulässigkeit der Berufung. Diese haben die Vorderrichter zu

Recht bejaht (@ 143 SGG); denn der streitige Anspruch auf

Alu nach.é 99 Abs° 1 Satz 3 AVAVG in der Fassung des Ges„ vom

24° August 1953 (BGBl° I 8° 1022) betrifft einen einheité
lichen Anspruch auf wiederkehrende Leistungen für einen Zeit—

raum von mehr als dreizehn Wochen (vgl.° BSC—°1 S‚ 129)„ Dem—
zufolge ist das Rechtsmittel nicht nach 5 144 Abs„ 1 SGG aus—

geschlossen°
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V„ Die Revision ist auch begründet°

„ Dem Kläger war
versicherungsmäßigeAlu auf—die Dauer von

156 Tagen (= 26 Wochen) bewilligt worden; das entsprach

der höchsten Normalbezugsdauer gemäß @ 99 Abs° 1 Satz 2

AVAVG (aoFc)u Für den darüber hinaus erhobenen Anspruch

auf Zahlung für die erweiterte Unterstützungsdauer nach

5 99 Abs„ 1 Satz 3 acaoo° ist zwischen den Beteiligten

streitig, ob die besondere gesetzliche Voraussetzung “une
unterbröohener versicherungspflichtiger Beschäftigung"

vorliegend erfüllt ist° Bejahendenfalls könnte eine Ge—

samtbeschäftigung von mehr als 260 Wochen zugruhdegelegt

werden, und der Kläger hätte dann — wenn auch die sonsti—

gen Voraussetzungen zutreffen — einen Rechtsanspruch auf

Alu für 52 Wochen„

Der erkennende Senat hat'sich bereits in mehreren Entschei—

dungen mit der Anwendung und Auslegung des 5 99 Abs° 1 Satz 3

AVAVG (aoFa) bei Streik befaßtq Er hat unter eingehender .

Heranziehung von Schrifttum und Rechtsprechung zunächst in

seinen Urteilen vom 30° August 1955 (BSG. 1 S; 115 ffo)

und vom 27° Januar 1956 (BSG° 2 S‚ 171 ff„) festgestellt,

daß das sozialversicherungsrechtliche Beschäftigungsver—

hältnis sich nicht mit dem privatrechtlichen Arbeitsver—

hältnis deckt und daß die versicherungspflichtige Beschäf—

tigung im Sinne von Satz 3 a„a„0° durch Teilnahme an einem

Streik jedenfalls dann unterbrochen wird, wenn dessen Dau—

er nicht absehbar ist° Ausgangspunkt für diese Rechtspre—

chung war die von der Rechtslehre geteilte und auch schon

lange zuvor in der Judikatur des BVA° ständig vertretene

Erkenntnis, daß Begriff und Inhalt der "versicherungspflich—

tigen Beschäftigung" auf zwei Grundelemente tatsächlicher

Art abstellen, nämlich, daß von Seiten des Arbeitnehmers

die Arbeitsbereitschaft, beim Arbeitgeber die entsprechen—

de Weisungsbefugnis (Verfügungsmacht) jeweils vorhanden ist„
An diesen Grundsätzen seiner Rechtsprechung hat der erken—

nende Senat jetzt eben wieder in den ausführlichen Entschei—
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dungsgründen zu dem gleichfalls am 26° November 1959 verkün—

deten Urteil in der Revisionssache Mühlenstedt (7 RAr 38/56)

festgehalten, auf die insoweit Bezug genommen wird° Er hat

dort — unter Ablehnung sowohl der von Dersch in seinem Gut—

achten vom 15° Februar 1956 entwickelten theoretischen Kon—

struktion eines "ruhenden Beschäftigungsverhältnisses" wie

auch von dessen aus dem Beschluß des Großen Senats des Bundes—

arbeitsgerichts vom 280 Januar 1955 gezogenen Folgerungen —
ausdrücklich festgestellt, daß durch Teilnahme an einem kurz—

fristigen Streik ebenfalls in der Regel die versicherunge—

pflichtige Beschäftigung im Sinne des 5 99 Abs, 1 Satz 3 AVAVG

(in der bis zum 31° März 1957 geltenden Fassung) unterbrochen,

nicht nur suspendiert wird°

Eine Unterbrechung des versicherungspflichtigen Beschäfti—

gungsverhältnisses ist nur dann zu verneinen, wenn Umstände

besonderer Art erweisen, daß dessen kennzeichnende Merkmale,

Arbeitsbereitschaft und Weisungsbefugnis, die beide unabding—

bar sind, wirklich im Einzelfall fortbestanden haben° Da die

"versicherungspflichtige Beschäftigung" ein auf Tatsachen ge—
gründetes Rechtsverhältnis darstellt, kommen hierbei auch nur

feststellbare und festgestellte Fakten in Betracht° Das LSG°

hat diesbezüglich seine Entscheidung jedoch lediglich auf Ver—

mutungen und Wahrscheinlichkeitserwägungen sowie auf daraus

abgeleitete Unterstellungen gestützt°

Das vom Vorderrichter zunächst herangezogene Motiv des

Streiks ist nicht geeignet, als Beweis gegen eine Unterbre—

chung des Beschäftigungsverhältnisses zu dienen, Gemeinsames

Charakteristikum der verschiedenen Streikformen ist regelmä—

ßig, daß die Arbeitnehmer dem Arbeitsauftrag des Arbeitgebers

nicht nachkommsn, ihre Arbeitsleistung versagen oder zurück—

halteno Zweck und Ziel dieser Kampfmaßnahme treten im allge—

meinen dahinter zurück; im vorliegenden Falle richtete sie

sich allerdings unmittelbar gegen den Arbeitgeber, um ihn durch

die Arbeitsniederlegung zur Wiedereinstellung des entlassenen

Betriebsratsvorsitzenden zu veranlassen° Nach den Erfahrungen
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des Arbeitslebens war daher — solange es an
gegenteiligen

Feststellungen mangelt — davon auszugehen, daß sich bis

zur Erreichung dieses Zieles die Arbeitnehmer bewußt und

gewollt der Weisungsbeugnis des Arbeitgebers entzogen°

Auch die kurzfristige Dauer des Streiks läßt für sich allein

keine andere Beurteilung der Sachlage zu° Die Behauptung des

Klägers, es habe sich nach Herausgabe des Erlasses des Prä—

sidenten der Beklagten vom 26. Mai 1954 (Nr° 185/54) bereits
ein Gewohnheitsrecht des Inhalts entwickelt, daß bei Streik

bis zu sieben Tagen die Verfügungsmacht des Arbeitgebers als

fortbestehend angesehen werden müsse, ist unzutrei‘fend° Für

die Entstehung eines solchen Gewohnheitsrechtes fehlt hier

schon das Erfordernis der "langdauernden Übung"° Eine ent—

sprechende "allgemeine Rechtsüberzeugung" konnte zudem aus
jenem Erlaß um deswillen nicht erwachsen, weil es sich le—

diglich um eine innerdienstliche Verlautbarung der Beklagten

für ihren Verwaltungsbereich handelte, die überdies ausdrück—
lich unter dem Vorbehalt späterer Entscheidung im Rechtswege

ergangen war° Ihr konnte also nicht einmal eine allgemeine

"Verkehrsanschauung" entnommen werden, Was den vom LSG° in

diesem Zusammenhang zitierten Gedanken des "Versicherungs—

schutzes" anbelangt, so hat das EVA, — was vom Vorderrich—

ter übersehen wurde — in seiner Rechtsprechung bezeichnender—

weise stets vorausgesetzt oder gefordert, daß auch bei zeit—

Weiser Nichtleistung von Arbeit jedenfalls die Verfügungs—

macht des Arbeitgebers über die Arbeitskraft des Arbeitneh»

mers und die Arbeitsbereitschaft des Arbeitnehmers grundsätz—

lich fortbestehen müßten, wenn sie auch — je nach Lage des

Falles — eingeschränkt oder gehemmt seien° Ihr Fortbestand

ist aber beim Streik verneint werden (vgl. RVA.Grunds.Entsch,

Nr° 2799‘u° Nr, 3102),

Wenn das Berufungsgericht seine Entscheidung darauf stützen

wollte, daß im vorliegenden Fall besondere Umstände die Un—

terbrechung des Beschäftigungsverhältnisses ausschließen,

dann hätte es feststellen müssen, inwieweit hier die betrieb—

lichen Verbindungen (inneren Beziehungen) zwischen den Sozial—
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partnern des Unternehmens vom Streik unbeschadet bestehen

geblieben sind° Hierfür hätten Art und Umfang der behaupteten

Fühlungnahme sowie Gegenstand und Inhalt der Verhandlungen

zwischen den betrieblichen Partnern bei Streikbeginn wie wäh—
rend der Streiktage näher aufgeklärt, und es hätte überdies

ermittelt werden müssen, ob der Kläger daran in einem solchen

Grad beteiligt war, daß.er sich jedenfalls nicht grundsätzlich

oder sachlich uneingeschränkt der Weisungsbefugnis seines Ar—

beitgebers entzog° Es ist durchaus denkbar, daß im Hinblick

auf die verhältnismäßig geringe Zeitdauer jenes Streiks wei—

tere Tatsachen bestätigen, daß die Verfügungsmöglichkeit des

Arbeitgebers nur in der einen oder anderen Richtung gemindert,

nicht aber gänzlich beseitigt war° Jedoch ist einzig der Um—

stand, daß der Streik "kurzfristig" verlief, wie oben darge—

legt, nicht ausreichend° Wesentlicher und entscheidender Kern—

punkt bleibt immer, daß im betrieblichen Organismus die wech—

selseitige Bindung der beiden Partner nicht vollkommen weggeé

fallen ist°

Ein allgemeingültiger Erfahrungssatz des Inhalts, daß sich

langfristig Beschäftigte oder Stammarbeiter von der allgemei—

nen Arbeitsniederlegung auszuschließen pflegen oder daß im

Streikfalle ihre tatsächlichen Beziehungen zum Arbeitgeber

nicht ernsthaft gestört werden, ist nicht anzuerkenneno Auch

hier wären für den Fall des Klägers zusätzlich besondere_ßest—

stellungen vom LSG„ zu treffen gewesen°
Daß andererseits der

Arbeitgeber von der angekündigten Auflösung des A r b e i t s —
verhältnisses (fristlose Kündigung) keinen Gebrauch machte,

hat keine zwingenden Auswirkungen auf die Tatsachenlage beim

B e s c h ä f t i g u n g s verhältnis; denn beide sind — wie

oben dargelegt — nicht identisch (vgl„ Abschn° V), Ferner geht

der Hinweis des LSG° auf € 317 der Reichsversicherungsordnung

(RVG) fehl° Dieser stellt nach Wortlaut und Inhalt lediglich

eine Ordnungsvorsohrift dar, durch die der Arbeitgeber ver—

pflichtet wird, jeden von ihm Beschäftigten bei der Kranken—

kasse binnen drei Tagen nach Beginn und Ende der Beschäftigung

zu melden" Auch Änderungen des Beschäftigungsverhältnisses,

welche die Versicherungspflicht berühren, hat er binnen drei
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Tagen zu melden° Diese Meldung darf ausnahmsweise (Abs° 2 des

5 517 RVG) dann unterbleiben, "wenn die Arbeit für kürzere

Zeit als eine Woche unterbrochen wird und die Beiträge fort—

gezahlt werden"° Jene Bestimmungen dienen der Durchführung

der Krankenversicherung° Als Ordnungsvorschrift hat 5 317

EVO aber keinen materiellrechtlichen Inhalt; er enthält ins—

besondere nichts darüber, wann eine Beendigung des versiche—

rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses tatsächlich

eintritt oder eingetreten ist° Zutreffend hat deshalb auch

schon das RVA„'entschieden‚ daß An— und Abmeldung nicht

rechtsbegründend wirken (vgl° EuM° Bd° 8 S° 72)° Ebensowe—
nig kann schließlich‚ worauf der Kläger zuletzt abstellte,

der bloßen Entgegennahme laufender Beiträge durch die Be—

triebskrankenkasse die rechtliche Bedeutung eines "Aner—

kenntnisses" in Bezug auf ein Tatsachenverhältnis, wie die

versicherungspflichtige Beschäftigung, zukommen; vom Vor—

derrichter selbst war dieses Argument auch nicht herange—

zogen worden°

Insgesamt rechtfertigen die Erwägungen und Unterstéllungen

des Berufungsgerichts bisher nicht den Anspruch des Klä—

gers auf Gewährung von Alu für die erweiterte Unterstüt—

zungsdauer nach @ 99 Abs° 1 Satz 3 AVAVG (aoFo)°

Die tatsächlichen Feststellungen im Urteil des LSG° sind
lückenhaft; es hat der Pflicht zur vollständigen Erforschung

des Sachverhalts (@ 103 SGG) nicht genügt, aber auch die

Grenzen seines Rechts, über das Gesamtergebnis des Verfah—

rens nach seiner freien Überzeugung zu entscheiden (@ 128

SGG)9 überschritten°

Da der Tatbestand nicht hinreichend geklärt ist, konnte der

erkennende Senat in der Streitsache selbst nicht entscheiden,

sondern mußte sie unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG° zurück—

verweisen (@ 170 Abso 2 Satz 2 SGG)°

Bei der künftigen Entscheidung wird das LSG° sämtliche Vor—

aussetzungen für eine Anwendung des @ 99 Abs° 1 Satz 3 AVAVG
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(aoFo) zu
überprüfen und dabei auch die Unterstützungsakten

des Arbeitsamts zum Gegenstand der mündlichen Verhandlung

zu machen haben° Bislang war für den Tatbestand u„a° nicht

festgestellt, wann sich der Kläger arbeit310s gemeldet hat9

wann und wielange er arbeitsunfähig erkrankt war sowie wel—

cher Zeitraum zwischen der Wiederherstellung seiner Arbeits—

'fähigkeit und der Arbeitslosmeldung liegt° Weiterhin ist

noch festzustellen, ob der Kläger eine Rente wegen Invali—

dität oder Berufsunfähigkeit bezieht, nachdem er offenbar

einen Rentenantrag gestellt hatte°

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vor—

behalten°
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